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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Zimmermann, Kiechie, Biehle, 
Gierenstein, Graf Stauffenberg, Handios, Dr. Wörner, Frau Tübier, Werner, Dr. Marx 
und Genossen 
— Drucksache 7/2029 — 

betr. Tätigkeit der „roten Zelien“ in der Bundeswehr 


Der Bundesminister der Verteidigung hat mit Schreiben vom 
13. Mai 1974 die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Treffen Informationen zu, nach denen sich in der Bundeswehr 
zunehmend von Kommunisten gesteuerte „rote Zellen" vor 
allem unter den Wehrpflichtigen bilden, und wie beurteilt die 
Bundesregierung diese Entwicklung? 

Diese Informationen treffen nicht zu. Erstmals wurde im Früh- 
jahr 1973 eine Zelle in der Bundeswehr in Hannover erkannt 
und aufgelöst. Es handelte sich um zwölf Wehrpflichtige unter 
Anleitung des „Kommunistischen Jugendverbandes" (KJV), der 
Jugendorganisationen der maoistischen KPD. 

Es gibt Anhaltspunkte dafür, daß von der KPD/ML versucht 
wird, weitere Zellen in der Bundeswehr zu etablieren. 

Die Bundeswehr geht in ihrer Beurteilung davon aus, daß der 
Begriff „Zelle" nur gerechtfertigt ist, wenn es sich um den 
organisierten Zusammenschluß mehrerer Soldaten innerhalb 
einer Einheit oder Kaserne handelt und dabei die Aktivitäten 
(Werbung von Mitgliedern, Schulung, Führung, Aktionen) über- 
wiegend auf konspirative Art und Weise erfolgen. Hauptsäch- 
lich wegen dieses konspirativen Arbeitscharakters ist .eine Zu- 
nahme der von Kommunisten gesteuerten „roten Zellen" nicht 
ohne weiteres nachzuweisen. 

Hiervon zu unterscheiden sind die von den orthodoxen Kommu- 
nisten gesteuerten Soldatengruppen - meist unter der Bezeich- 
nung - „Arbeitskreise Demokratischer Soldaten" oder „Sol- 
dateninitiativen" bekannt. Sie arbeiten weitgehend offen und in 
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erkennbarer Anlehnung an die örtlichen Gruppen der DKP/ 
SDAJ. 

Die Bundesregierung rechnet damit, daß die Bundeswehr auch 
künftig mit diesen Problemen konfrontiert wird, möglicherweise 
sogar in verstärkter Form. 


2. Welches Ausmaß hat die kommunistische Agitation in den 
letzten fünf Jahren innerhalb der Bundeswehr erreicht? 

Seit einigen Jahren wird von der DKP und insbesondere von 
ihrer Jugendorganisation, der SDAJ, ein sog. „Antimilitaristi- 
scher Kampf" geführt. Der Schwerpunkt liegt im vormilitäri- 
schen Bereich. 

Da sich unter den Gründern der SDAJ (im Mai 1968) Soldaten 
befanden, wurde von Anfang an auch die Einflußnahme auf die 
Bundeswehr versucht. Die erste Basis dieser Versuche war die 
Studie „Soldat 70". 

Die Bildung von „Arbeitskreisen Demokratischer Soldaten" und 
das vermehrte Auftreten ihrer Mitglieder in Uniform bei poli- 
tischen Veranstaltungen waren Anzeichen dafür, daß die Bun- 
deswehr stärker in den antimilitaristischen Kampf einbezogen 
werden sollte. 

Ab 1972 versuchten auch Gruppen der „Neuen Linken" - vor 
allem maoistische Kräfte, Soldatengruppen zu bilden. 


a) Welche kommunistischen Gruppen stehen hinter den „roten 
Zellen"? 

Hinter der einzigen erkannten „Zelle" in Hannover stand der 
KJV. Darüber hinaus behaupten Gruppierungen der Neuen Lin- 
ken (KPD/ML, KPD/KJ V, KBW sowie auch Trotzkisten), über 
Zellen in der Bundeswehr zu verfügen. Beweise hierfür liegen 
zur Zeit nicht vor. 

Bei den erkannten kommunistischen Initiativen hinsichtlich der 
Bundeswehr handelt es sich nicht um Zellen, sondern um Sol- 
datengruppen. Hinter diesen Arbeitskreisen Demokratischer 
Soldaten stehen die DKP/SD AJ. 


b) Wie viele „rote Zellen" sind bekannt, und wie hoch ist die 
Dunkelziffer einzuschätzen? 

Von 1970 bis Ende April 1974 wurden insgesamt 90 kommuni- 
stisch gelenkte Soldatengruppen erkannt, die Mehrzahl davon 
ab 1973. 

Während sich die Hinweise auf solche Soldatengruppen bei den 
orthodoxen Kommunisten in der Regel bewahrheitet haben, täu- 
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sehen Gruppierungen der Neuen Linken nicht selten die Existenz 
von Soldatengruppen oder Zellen in der Bundeswehr vor. 

Die Schätzung einer Dunkelziffer hinsichtlich der „Zellenbil- 
dung" durch die Neue Linke ist wegen deren konspirativen 
Arbeitsweise nicht möglich. 


c) Wie hoch ist die nachgewiesene oder vermutete Zahl der 
organisierten Soldaten, und welche Dienstränge sind ver- 
treten? 

Die kommunistischen Soldatengruppen bestehen aus Mitglie- 
dern oder auch Sympathisanten linksextremer Gruppen außer- 
halb der Bundeswehr sowie aus Soldaten als Mitglieder oder 
als Sympathisanten. Die Aktivität der Soldatengruppen beruht 
überwiegend auf dem Engagement der Aktivisten außerhalb der 
Bundeswehr. 

Bis zum 30. April 1974 wurden 192 Soldaten und 1 Arbeiter als 
Mitglieder linksextremer Soldatengruppen bekannt. Davon ge- 
hörten 128 der DKP/SDAJ an und 65 den Gruppierungen der 
Neuen Linken. 

Die Aufschlüsselung der 192 Soldaten nach Dienstgrad-Gruppen 
ergibt: 

— 3 Offiziere (davon 1 Leutnant, 2 Stabsärzte) 

— 5 Unteroffiziere 

— 184 Mannschaften. 

Die Mehrzahl der erfaßten DKP/SDAJ-Mitglieder trat außer bei 
den Arbeitskreisen Demokratischer Soldaten auch als Unter- 
zeichner von „Soldat 74" in Erscheinung. Darüber hinaus nimmt 
eine wechselnde Zahl von Soldaten an Veranstaltungen der Ar- 
beitskreise teil, beteiligt sich an Aktionen und identifiziert sich 
mit Teilzielen. Die Beteiligung von Soldaten hängt von even- 
tuell vorhandenen Mißständen ab, nicht zuletzt aber auch von 
den bei den Veranstaltungen der ADS gebotenen Unterhal- 
tungsmöglichkeiten. 


d) In welchen Standorten und Einheiten sind „rote Zellen" 
bekannt, und wo liegen die Schwerpunkte? 

Die einzige erkannte rote Zelle war in Hannover. 

Arbeitskreise Demokratischer Soldaten etablierten sich 1973 in 
28 Städten der Bundesrepublik Deutschland. Zwölf davon setz- 
ten im 1. Quartal 1974 ihre Tätigkeit gegen die Bundeswehr fort. 
In sieben Orten kamen neue Soldatengruppen hinzu. 

Die Schwerpunkte dieser Aktivität liegen in Schleswig-Holstein 
und Niedersachsen. Besondere Aktivität geht von den ADS im 
Raum Hamburg aus. 

Die Gruppierungen der Neuen Linken verfügen nach eigenen 
Angaben in ihren Presseorganen, Flugschriften, Soidatenzeitun- 
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gen sowie Klebezetteln ab Anfang 1973 bis Ende April 1974 über 
Soldatengruppen in 23 Standorten. 

Der Bundesverteidigungsminister ist bereit, Einzelheiten zu die- 
sem Fragekomplex im Verteidigungsausschuß des Deutschen 
Bundestages hinzuzufügen. 

Auch wenn bisher nur eine kommunistische Zelle festgestellt 
werden konnte und die Aktivität vieler Soldatengruppen ledig- 
lich in schriftlichen Äußerungen erkennbar wird, hält es die 
Bundesregierung für falsch, die konkrete Gefährdung des inne- 
ren Gefüges der Bundeswehr durch diese Aktivitäten für gering 
zu erachten. 

Grundsätzlich ist davon auszugehen, daß diese Soldatengruppen 
- selbst wenn sie überwiegend außerhalb der Bundeswehr agi- 
tieren - über gut funktionierende Meldewege und Informanten 
in der Truppe verfügen. 


3. Ist eine Zusammenarbeit zwischen den „roten Zellen" und öst- 
lichen Geheimdiensten festzustellen oder zu vermuten, wenn ja, 
in welchem Ausmaß? 

Eine Zusammenarbeit zwischen den genannten „Soldatengrup- 
pen" und östlichen Geheimdiensten konnte bisher nicht festge- 
stellt werden und ist auch nicht zu vermuten. 

Es ist jedoch davon auszugehen, daß Informationen aus dem 
Bundeswehrbereich durch Mitglieder oder Sympathisanten 
linksextremer Gruppen in der Bundeswehr über sie betreuende 
örtliche Gruppen den Leitungen der entsprechenden Parteien 
und Organisationen in der Bundesrepublik zugänglich werden. 
Auf Grund der bekannten engen Beziehungen zu östlichen kom- 
munistischen Parteien ist nicht auszuschließen, daß diese Infor- 
mationen uneingeschränkt auch in den östlichen Machtbereich 
gelangen und den Nachrichtendiensten zur Auswertung zur 
Verfügung stehen. 


4. Haben sich in den letzten Jahren die Spionagetätigkeit und 
Sabotageakte in der Bundeswehr verstärkt, und welche Rolle 
spielen dabei nach Meinung der Bundesregierung die „roten 
Zellen"? 


Die Spionagetätigkeit gegen die Bundeswehr und militärische 
Landesverteidigung ist unverändert intensiv. Da die Dunkel- 
ziffer gegnerischer Spionagetätigkeit nicht abzuschätzen ist, las- 
sen sich in diesem Bereich Zahlenangaben nur sehr bedingt mit 
solchen anderer Berichtszeiträume vergleichen. Indikativen 
Aussagewert haben solche Vergleiche im allgemeinen nicht. 

In den Jahren seit Aufbau der Bundeswehr ist kein Fall bekannt- 
geworden, in dem Agenten einer fremden Macht Sabotagehand- 
lungen im Bereich der Bundeswehr ausgeführt hätten. Aller- 
dings wurden unter den Spionageaufträgen der letzten Jahre 


4 



f 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCkS3Ch8 7/2096 (n6U) 


immer wieder solche erkannt, die zum Teil offensichtlich der 
Vorbereitung von Sabotageakten dienen sollten. Ein Zusam- 
menhang zwischen Spionage gegen Bundeswehr und militä- 
rische Landesverteidigung sowie Wehrmittelbeschädigung 
einerseits und den Aktivitäten der „Soldatengruppen" anderer- 
seits konnte bisher nicht nachgewiesen werden. 


5. Welche Schritte hat die Bundesregierung bisher gegen die Aus- 
breitung kommunistischer Agitation in der Bundeswehr unter- 
nommen, und welche weiteren Maßnahmen plant sie? 

Die Bundesregierung ist bisher energisch gegen eine Ausbrei- 
tung kommunistischer Agitation in der Bundeswehr vorge- 
gangen und wird das auch weiterhin tun. 

Diesem Ziel dienen vorbeugende Maßnahmen der Information, 
des staatsbürgerlichen Unterrichts und der Belehrung. Der Bun- 
desminister der Verteidigung hat zudem die Möglichkeit, kom- 
munistische Agitation in der Bundeswehr durch Disziplinarmaß- 
nahmen aufgrund des Soldatengesetzes und des Wehrpflicht- 
gesetzes bis hin zur Entfernung aus dem Dienstverhältnis zu 
unterbinden. Davon machen die Disziplinarvorgesetzten in an- 
gemessener Form Gebrauch. 

Der Bundesminister der Verteidigung ist bereit, diesen Frage- 
komplex im Verteidigungsausschuß des Deutschen Bundestages 
zu erläutern. 


6. Wie beurteilt die Bundesregierung die Ziele der Gruppe „Soldat 
74", und welche Schritte will sie gegen die Aktionen dieser 
Gruppe einleiten? 

Die Bundesregierung sieht das Hauptziel der Studie „Soldat 74" 
darin, als Leitlinie für die Arbeit der kommunistischen Soldaten- 
gruppen zu dienen und den sog. „Antimilitaristischen Kampf" 
zu forcieren. 

Der Katalog von Forderungen zeigt aber auch die Übereinstim- 
mung der orthodoxen Kommunisten in der Bundesrepublik 
Deutschland mit der offiziellen Politik des Warschauer Paktes, 
dessen Forderungen sie vertreten. 

Unter dem Vorwand der Entspannung und unter Berufung auf 
die Ost-Verträge wird hier erneut versucht, die Bundeswehr und 
ihre Führung zu isolieren und als entspannungsfeindlich und 
undemokratisch abzustempeln. Geschickt taktierend bemühen 
sich diese Kräfte, durch provozierendes Verhalten und politische 
Meinungsmanipulation die Vorgesetzten in der Bundeswehr als 
„fasdiistisch" abzustempeln. 

Mit ihren Forderungen nach finanzieller und sozialer Besser- 
stellung für Wehrpflichtige stellen sie sich als Vorreiter für 
Reformen in der Bundeswehr und für eine „Demokratisierung" 
der Streitkräfte dar. 
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Mit dieser „Demokratisierung" wird in Wirklichkeit das Ziel 
verfolgt, die Bundeswehr durch Umfunktionierung oder Ab- 
schaffung militärischer Funktionsprinzipien für die Erfüllung 
ihres Auftrages funktionsunfähig zu machen. 

Aufgrund dieser Studie ist damit zu rechnen, daß die orthodoxen 
Kommunisten in der Bundeswehr mehr als bisher von geschul- 
ten Kräften der DKP/SDAJ angeleitet und aus deren Quellen 
materiell unterstützt werden. 

Die ersten Schritte gegen die Aktion „Soldat 74" sind bereits 
eingeleitet. Die Verbreitung dieser Schrift in der Bundeswehr ist 
verboten. Die Disziplinarvorgesetzten werden über die dienst- 
rechtliche Beurteilung der Studie „Soldat 74" informiert. Sie 
werden entsprechend tätig werden. 
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